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Ausschlagung einer Erbschaft durch eine Verbeiständete
Sachverhalt

Ich bin einer jungen Frau nach Art. 394 ZGB Beistand. Ich erledige ihr die Steuererklärung und bei verschiedenen finanziellen Fragen (Schulden usw.) berate ich sie.
In diesem Zusammenhang habe ich ihr auch empfohlen nach dem Tod ihrer verschuldeten Mutter die Erbschaft auszuschlagen. Sie hat dies mit einem offiziellen Formular beim Amtsnotariat auch gemacht. 
Das Amtsnotariat gelangt nun an die Vormundschaftsbehörde und bittet um Prüfung der Angelegenheit und um Erteilung der vormundschaftlichen Genehmigung. 
Die Vormundschaftsbehörde genehmigt die Ausschlagung meiner Klientin und beantragt das JPD St. Gallen um Genehmigung. 
Diese gelangt nun wieder an meine Adresse mit der Bemerkung, dass ich als Beistand üblicherweise die Ausschlagungserklärung mitzuunterzeichnen habe und einen entsprechenden Bericht an die VB zu richten hätte. 
Mit Mail schreibe ich dem JPD, dass ich der Meinung sei, dass meine Klientin urteils- und handlungsfähig sei und doch die Ausschlagung in eigenem Namen vornehmen hätte können.
Das JPD schreibt zurück, dass Die Beistandschaft selbstverständlich die Handlungsfähigkeit nicht beschränke. Es sei auch richtig, dass es nicht Sache der VB sei, eine Ausschlagung zu genehmigen. Sie muss die „Ausschlagung“ jedoch mit einem Antrag an die Aufsichtsbehörde weiterleiten, da jene auch bei Verbeiständeten als zustimmungsbedürftige Erklärung nach Art. 422 ZGB gelte. Es sei deshalb primär Aufgabe des Beistands, der VB die Sache mit seinem Antrag auf Zustimmung oder Ablehnung zur Weiterleitung an die Aufsichtsbehörde zu unterbreiten.
Ich habe grosse Mühe mit der Interpretation meiner Aufsichtsbehörde mit Art. 422 ZGB und einer Beistandschaft nach Art. 394 ZGB. Deshalb meine Nachfrage. Ist die Meinung der Aufsichtsbehörde richtig? Muss in diesem Fall bei jeder vormundschaftlichen Massnahme bei einer Erbausschlagung die Aufsichtsichtsbehörde angerufen werden? Widersprüchlich wäre dann aber die Aussage der Aufsichtsbehörde, dass die Handlungsfähigkeit nicht beschränkt sei.


Erwägungen

1. Die Beistandschaft beschränkt die Handlungsfähigkeit gemäss Art. 13 ZGB nicht. Damit kann eine verbeiständete Person durch ihre Handlungen dieselben Rechte und Pflichten begründen wie eine nicht verbeiständete Person (Art. 12 ZGB).

2. Wenn eine verbeiständete Person eine rechtsgültige Handlung vornimmt bleibt kein Raum für vormundschaftsbehördliche Nachbesserungen, Einschränkungen oder Genehmigungen.


3. Wie Personen ohne vormundschaftliche Massnahmen können auch Verbeiständete deshalb handlungsunfähig sein, weil ihnen die Urteilsfähigkeit (Art. 16 ZGB) fehlt. In diesen Fällen handelt an ihrer Stelle der Beistand. Wenn dieser im Namen der verbeiständeten Person einen Nachlass ausschlagen will, bedarf er hiezu der Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde, welche auf Antrag der Vormundschaftsbehörde entscheidet (Art. 422 ZGB: „Die Zustimmung der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde wird, nachdem die Beschlussfassung der Vormundschaftsbehörde vorausgegangen ist,….“.


4. Die Vormundschaftsbehörde darf nicht ohne Antrag des Beistandes entscheiden, weil sie sonst dessen Zuständigkeit und Handlungsmacht missachten würde. Sie entscheidet deshalb regelmässig auf begründeten Antrag des Beistandes, welcher darzulegen hat, was die Situation ist und weshalb die Interessenwahrung der vertretenen Person eine Ausschlagung erfordert.

5. Damit lässt sich Ihr Problem wie folgt klären:
a. Wenn die verbeiständete Person mündig und urteilsfähig ist, kann sie selbst und alleine ausschlagen. Sie bedarf weder der Zustimmung des Beistandes noch der vormundschaftlichen Behörden.


b. Wenn eine handlungsfähige verbeiständete Person ausschlagen sollte, dies aber aus Unfähigkeit (vgl. zum Begriff BSK ZGB I-Biderbost N 19 zu Art. 419) nicht tut, muss der Beistand im wohlverstandenen Interesse der verbeiständeten Person handeln und die Ausschlagung erklären. Damit diese gültig ist, bedarf er allerdings der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde und der vormundschaftlichen Aufsichtsbehörde (Art. 422 Ziff. 5 ZGB).


c. Wenn eine verbeiständete Person handlungsunfähig ist, weil ihr die Urteilsfähigkeit fehlt, muss der Beistand ebenfalls handeln und ausschlagen. Es gilt das unter lit. b Gesagte.


d. Wenn für eine verbeiständete Person auszuschlagen ist, muss dies durch den Beistand geschehen. Es geht aufgrund der Kompetenzordnung nicht an, den Beistand zu überspringen und ohne dessen begründeten Bericht und Antrag für die Ausschlagungserklärung einen Rechtsakt der Vormundschaftsbehörde beziehungsweise der Aufsichtsbehörde zu veranlassen, abgesehen davon dass damit unter Umständen die nötige Sachverhaltsdarstellung fehlt.

6. So wie Sie den Fall schildern wäre es wohl das Einfachste, alles einzustellen, dem Amtsnotariat mitzuteilen, dass eine rechtsgenügende Erklärung der verbeiständeten Person vorliege und zum Tagesgeschäft überzugehen.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 4. Dezember 2006
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